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Beklagten und Revisionsbeklagte

hat der 9. Senat des Bundessozialgerichts
ohne mündliche Verhandlung am 31° Juli 1957

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Rhein—

land/Pfalz vom 25° Juli 1956 wird aufge»

hoben. Die Sache wird zur erneuten'Verhand—

lung und Entscheidung an dieses Gericht

zurückverwiesen°
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Der Kläger erhielt nach versorgungsärztlicher Untersuchung vom

11„ März 1947 mit Bescheid der Landesversicherungsanstalt{Hessen—

Pfalz vom 8° April 1947 Rente nach einer Minderung der Erwerbs—

fähigkeit (MdE‚) um 100 V„Ho wegen "Verlustes des rechten Beines,
Veréteifung des linken Ellenbogengelenkes und funktionell unbe—
deutender Narben an der rechten Stirnseite und am linken Unter—
séhenkel mit einem Stecksplitter im Unterschenkel". In der vor—

gedruckten Spalte "Pflegezulage" ist ein Strich_eingesetzt°

In dem BVG—Umanerkennungsbescheid
vom 10 Oktober 1951 wurden

die anerkannten Schädigungsfolgen und der bisherige Grad der

MdE„ übernommen° Auf dem Bescheidsvordruck ist in der Spalte

"Pflegezulage" ebenfalls ein Strich eingesetzt, desgleichen

in dem Neufeststellungsbescheid vom 28° Januar 1952, der wegen
“Änderung der wirtschaftlichen Verhältnisse erging°

Am 13. September 1952 beantragte der Kläger die Gewährung der
Pflegez*ulage° Durch die Versteifung des linken Ellenbogenge—

lenkes behindert, habe er beim Holzholen einen Bruch des linken

Handgelenkes erlitten und sei infolgedessen derart beschädigt,

daß er ohne fremde Hilfe nicht auskomme„ Nach versorgungsärzte

licher Untersuchung vom 24° September 1952 1ehnte das Versor—

gungsamt Landau mit Bescheid vom 11° November 1952 Pflegezulage

ab, da der Kläger nicht hilflos sei°

Das Sozialgericht, auf das die hiergegen_eingelegte Berufung

des Klägers mit Inkraftreten des Sozialgerichtsgesetzes (GGG)

am 10 Januar 1954 übergegangen ist, hat nach Einholung eines

Gutachtens des Städtischen Krankenhauses Landau vom 15° Juli

1955 (Dr° MKXXX / Dr. GXXXXXXX) mit Urteil vom 30„ Januar 1956

die Klage abgewiesen°

DasLandessozialgericht Rheinland—Pfalzhat mit Urteil vom
25„Juli 1956 die Berufung des Klägers als unzulässig nach 5 148

Nr° 3 $GG verworfen° Es handele sich bei dem angefochtenen Be—

scheid um eine Neufeststellung der Versorgungsbezüge wegen

Änderung der Verhältnisse, Nach @ 9 Nr° 5 Bundesversorgungse

gesetz (BVG) sei auch die Pflegezulage ein Teil der Versorgungs—

bezüge und kein Versorgungsanspruch eigener Art° Dies folge auch

aus @ 10 Abs„ 4 und 5 62 BVG und dem Grundsatz der Einheitlichkeit
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des Rentenanspruches, wonach eine Pflegezulage nicht be—

sonders beantragt zu werden brauche, wenn der Antrag auf

Beschädigtenrente zu der Feststellung führe, daß der Be—'
schädigte zugleich hilflos im Sinne des Gesetzes sei„

Revision wurde zugelassen„

Gegen das Urteil hat der Kläger Revision eingelegt und

beantragt:

l„) das angefochtene Urteil und die diesem
zugrundeliegenden Vorehtscheidungen aufzu—

heben und den Beklagten zu verurteilen, dem

Kläger vom 1. September 1952 ab die ein—

fache Pflegezulage zu gewähren;

2°) hilfsweise, die Sache zur erneuten Verhand—

lung und Entscheidung an die Vorinstanz

zurückzuverweisen;

3„) die außergerichtlichen Kosten des Klägers
dem Beklagten aufzuerlegen;

In der Revisionsbegründung rügt der Kläger eine Ver—

letzung des 5 148 Nr° 3 SGG. Im BVG—Umanerkennungsbe—

scheid sei die Hilflosigkeit desKlägers im Sinn des5 35
BVG nicht geprüft werden° Der in die formularmäßige Rubrik

zur Pflegezulage eingesetzte Strich stelle keine Entschei—

dung dar° Eine positive oder negative E r s t feststellung
als Voraussetzung einer Neufeststellung sei insoweit nicht

getroffen worden" Der angefochtene Bescheid stelle daher

keine Neufeststellung dar°

Der Beklagte hat Zurückweisung der Revision beantragt° In
dem BVG—Umanerkennungsbescheid sei über die Pflegezulage in

ablehnendem Sinn entschieden werden. Diese Entscheidung habe

auch den tatsächlichen Verhältnissen, wie sie durch das ver—
sorgungsärztliche Gutachten vom 11„ März 1947 festgestellt
worden seien, entsprochen° .

_Die Beteiligten beantragten Entscheidung ohne mündliche Ver—

handlung nach @ 124 Abs° 2 SGG°

Die Revision ist infolge Zulassung statthaft (@ 162 Abs° l

Nr° 1 SGG). Sie ist form— und fristgerecht eingelegt und be—

gründet worden (5 164 SGG)°
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


„ 4 _

Sie ist auch begründetu

Streitig ist die Zulässigkeit der Berufung nach 5 148 Nr° 3 SGG„

Nach dieser Vorschrift können Urteile mit der Berufung nicht an—
_gefochten werden; wenn sie die N e u feststellung der Versor—

gungsbezüge wegen Änderung der Verhältnisse betreffeno Es war

daher zu entscheiden, ob das Urteil des Sozialgerichts eine

solche Néufeststéllung betrifftn ,

Die Neufeststellung der Versorgungsbezüge wegen Änderung der

Verhältnisse ist in % 62 BVG geregelto Hiernach setzt eine Neu—
feststellung der Versorgungsbezüge voraus, daß bereits eine

Erstfe3tstellung der Versorgungsbezüge vorangegangen ist° Die

Neufeststellung bezweckt eine Anpassung der laufenden Versor—

gungsbezüge an eine neue Sachlage, wenn sich die wirtschaft—

lichen oder gesundheitlichen Verhältnisse oder das Gesetz gegen—

_
über der Sache oder Rechtslage bei Erlaß der Erstfeststellung
geändert haben° Infolge der bindenden Wirkung des Erstfest— ‘

stellungenescheide ist in dem Neufeststellungsbescheid eine

Änderung der Bezüge nur insoweit zulässig,'els die Änderung der
Verhältnisse gegenüber denen bei der Erstfeststellung reicht

und sie die gesetzlichen Voraussetzungen der Versorgungsbezüge

beeinflußt° Es sind demnach die Verhältnisse bei Erlaß der Erste

feststellung und diejenigen bei der Neufeststellung zu verglei—

chen° Eine Vergleichsmöglichkeit besteht aber nur dann, wenn ‘

die Verhältnisse, in denen eine Änderung eingetreten sein soll‚
bereits bei einer Erstfeststellung Gegenstand der Prüfung und

Feststellung waren„ Dies kann im bejahenden oder verneinenden

Sinn der Fall gewesen sein“ Entweder hat die geprüfte und fest—
gestellte Sachlage zur Gewährung oder wegen Nichterfüllung eine3'

Tatbestandsmerkmals zur Ablehnung von Versorgungsbezügen geführt°

Es können nur solche frühere Verhältnisse zum Vergleich heran—

gezogen werden, die nicht nur innerhalb der Verwaltungsbehörde
geprüft wurden, sondern bei denen das Ergebnis der Prüfung in

dem Erstfeststellungsbescheid in positivem oder_negativem Sinn

ausgesprochen ist° Es muß für den Bescheidempfänger erkennbar

gewesen sein, wie die Verwaltungsbehörde seine Verhältnisse be—

urteilt und welche rechtlichen Schlußfolgerungen sie daraus ge—

zogen hat° Aus diesem Grunde.bedeutet das bloße Nichterwähnen

einer Versorgungsleistung in einen Bescheid noch nicht die.Ver—

weigerung dieser Leistung mit der bindenden Wirkung des Bescheids

„ 5 _
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(vgl‚ Urteil des erkennenden Senats vom 5°9„l956 in BSG„ 3

3° 271)0 -'

In diesem Zusammenhang ist
es nicht wesentlich; auf welche

'Versorgungsleistungen der die Erstfeststellung veranlassen—

de Antrag des Versorgungsberechtigten gerichtet war° Dies

ist eine Frage der Auslegung des Antrags im Zusammenhang

‘ mit der Pflicht der Verwaltungsbehörde, auf sachdienlidhe

Anträge hinzuwirken (@@6, 7 VeerG; für die Zeit vor In—

krafttreten des VeerG — 14401955 — $ 15 Abs° 2 des Landes—

versorgungsgesetzes des Landes Rheinland/Pfalz vom l8olol949‚

ä5 78, 79 des Geset2es über das Verfahren in Versorgungs—

sachen in der Fassung vom 20°3„1928, in Verbindung mit @84
Abs° 3 BVG). Soweit der Erstfeststellungsbescheid über eine
beantragte Versorgungsleistung nicht entscheidet, ist der

Antrag noch nicht erschöpfend bearbeitet° Die Erstfest—
stellung stellt nur insoweit eine Entscheidung über den

Antrag der, als zu der begehrten Leistung in tatsächlicher

und rechtlicher Hinsicht Stellung genommen ist (vgl" 5 22

VeerG bzw° @ 15 Abs" 2 des Landesversorgungsgesetzes Rhein—

land/Pfalz, @86 des Gesetzes über das Verfahren in Vers
'sorgung98achen vom 20301928)°

Es iSt hier auch nicht wesentlich, ob auf die begehrte Ver—

sorgungsleistung ein eigener VersorguhgsanSpruch besteht, ‘

oder ob sie ein Teil eines umfassenden Anspruchs auf lau—

fende Versorgungsbezüge ist (55 99 56 Abs° 1 BVG)„ Denn
@148 Nre 3 SGGstellt es n i c h t auf eine Neufest—
stellung der Versorgungs a n s p r ü c h e’, sondern der
Versorgungs b e z u g e* ab. Versorgungsbezüge im Sinn lau—

fender monatlicher Zahlbeträge (@ 66 Abso l.BVG) sind ver—

schiedene Leistungen Wie Rente (5% 29, 52 BVG), Kindergeld
(5 54 a BVG) und Pflegezulage (@ 35 BVG)„ Nach 5 148 Nr„ 3

'SGG ist
nur wesentlich, ob gerade über den Versorgungsbezug

(n i c h t Versorgungsanspruch), dessen Neufeststellung

begehrt wird, bereits in einer Erstfeststellung entschieden'

werden isto ' '
.

Die Pflegezulage ist ein Versorgungsbezug im Sinne eines

laufenden monatlichen Zahlbetrégs (@66 Abe„ 1 BVG)„Ihre
Voraussetzung —nach 5 35 BVG die Hilflosigkeit des Be—
schädigten — ist eine andere als die der Grund— und Aus—

gleichsrénte nach 55 29, 32 BVG‚Daherkann allein mit der
—6—
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Gewährung von Rente noch nicht über die Gewährung von Pflege—

zulage m i t entschieden sein°

Der in der Spalte "Pflegezulage" des Umanerkennungsbescheids

'Vom l° Oktober 1951 gesétzte Strich enthält keine Entscheidung

über die Pflegezulage im dargelegten Sinn, Hierzu wäre ein aus—‘
drücklicher Ausspruch in positiver und negativer Hinsicht er—

forderlich„ Dem angefochtenen Bescheid über die Ablehnung der

Pflegezulage geht daher keine Erstfeststellung der Pflegezulage

-vöraus„ Aus diesem Grunde ist im vorliegenden Fall die Berufung

durch 5 148 Nr„ 3 SGG nicht ausgeschlossen„ 4

Das Urteil des Landessozialgerichts war daher aufzuheben° Das

Bundessozialgericht konnte nicht selbst entscheiden, da zur
sachlichen Entscheidung über die Pflegezulage noch Ermittlungen

tatsächlicher Art über eine Hilflosigkeit_des Klägers notwendig

"sindo Die Sache war daher an das Landessozialgericht zurückzun

verweiseno
„

Die Kostenentsoheiduné bleibt dem Schlußurteil vorbehalteno
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